Teil V Argumentation 07


ARGUMENTATION
Nr. 07
Nur für den Gebrauch in den Mitgliedsverbänden des LSK
Zu Zwischenpachtverträgen mit der Bahn-Landwirtschaft

In letzter Zeit gibt es Aktivitäten seitens der Bahn-Landwirtschaft, über Kleingartenland abgeschlossene Verträge aufzuheben und die betreffenden Kleingärtner und deren Vereine zur Mitgliedschaft in der Bahn – Landwirtschaft als soziale Einrichtung der Deutschen Bahn AG zu gewinnen. Erhebungen ergaben, dass jedoch die Mehrzahl der Parzellennutzer weder Eisenbahner sind noch waren. Im letzten Vierteljahrhundert sind die Reichsbahnflächen genauso vergeben worden wie jede andere Kleingartenfläche.

Das hat seine Ursache darin, dass die Kreisvorstände des VKSK in der Regel Träger der Pachtverträge über die Reichsbahnflächen geworden sind.

Gemäß „Vereinbarung über den Abschluss von Pachtverträgen zwischen den Reichsbahndirektionen und den Kreisvorständen des Verbandes der Kleingärtner, Siedler und Kleintierzüchter“ vom 22. 6. 1970 sind entsprechend der Verordnung über das Kleingarten- und Siedlungswesen und die Kleintierzucht vom 3.12.1959 die Betriebssparten der Reichsbahn – Kleingärtner mit allen Rechten und Pflichten, die sich aus dem Statut ergeben, Organe des VKSK.

Nach o.g. Vereinbarung war beim Abschluss von Pachtverträgen (im Sinne einer Überleitung) wie folgt zu verfahren:

1. Der VKSK übernahm zunächst nur Kleingartenflächen in geschlossenen Anlagen.

2. Die Pachtverträge waren zwischen den Reichsbahndirektionen, Abt. Recht, und den Kreisvorständen des VKSK in der Zeit vom 1.7. bis 30.11.1970 nach einheitlichem Muster des VKSK abzuschließen.

3. Zu den VKSK-Verträgen war eine Anlage >Zusatzvereinbarung< auszufertigen.

4. Bis zum 31.1.1971 waren die Einzelpachtverträge mit den Nutzern (Kleingärtnern) unter Nutzung des Formulars des VKSK abzuschließen.

5. Die Pachtsumme war über den Kreisvorstand VKSK an die Reichsbahndirektionen abzuführen.

Gegen eine Direktzahlung durch die Reichsbahnsparten wurde in Rundschreiben V/347/20/70/Fu/Bu vom 22.10.1970 Stellung bezogen; jedoch war in der Folge eine Direktzahlung, insbesondere im Bereich der Reichbahndirektion Dresden, nicht unüblich.

Wenn auch die Pachtvertragsmuster des VKSK zu verwenden waren, so galten doch eine Vereinbarung als Zusatz zum (Zwischen-)Pachtvertrag als auch Ergänzungsbestimmungen zum Kleingarten-Pachtvertrag, die den besonderen Nutzungserfordernissen von Bahnland gerecht wurden. An diesen besonderen Nutzungsbeschränkungen hat sich bis heute nichts Wesentliches geändert.

Anhang zum Pachtvertrag für die Betriebssparte ...............................................................

VEREINBARUNG

gemäß § 4 Ziffer 6 des Pachtvertrages zwischen

der Deutschen Reichsbahn und dem Verband der Kleingärtner, Siedler und Kleintierzüchter

1. Sicherheit des Eisenbahnbetriebes

Zur Gewährleistung der sicheren Betriebsdurchführung der Deutschen Reichsbahn ist der Pächter verpflichtet: 

1.1.  Den Weisungen der Verpächterin nachzukommen.

1.2.  Beschäftigten der Verpächterin aus dienstlichen Gründen jederzeit das Betreten der verpachteten Grundstücke zu gestatten.

1.3.  Die für die betroffenen Parzellen von der Verpächterin festzulegende Sichtfreiheit auf Signale sowie an beschrank​ten und unbeschrankten Wegübergängen nach den hierfür geltenden Bestimmungen herzustellen und zu erhalten. Anpflanzungen und Einrichtungen, die die Sicherheit des Eisenbahnbetriebes gefährden, können von der Verpächterin auf Kosten des Pächters entschädigungslos entfernt werden, wenn dieser seinen Pflichten innerhalb angemessener Frist nicht nachgekommen ist. Die Fristsetzung hat schriftlich zu erfolgen.

1.4.  Die besonderen Brandschutzbestimmungen im Bereich von 100 m von Gleismitte zu beachten und einzuhalten.

2. Aufbauten und sonstige bauliche Anlagen

2.1. Bei Errichtung von bauanzeige- bzw. baugenehmigungspflichtigen Veränderungen von Aufbauten (zum Beispiel Lauben, Schuppen, Ställen, Bienenhäusern) sowie bei Errichtung oder Veränderung anderer baulicher Anlagen (zum Beispiel Wasserleitungen, Pumpen) hat der Pächter rechtzeitig vorher schriftlich die Zustimmung der Verpächterin einzuholen. Die Fristen der Deutschen Bauordnung sind einzuhalten.

2.2. Aufbauten und sonstige bauliche Anlagen des Pächters und der Nutzer gehen nicht in die operative Verwaltung der Verpächterin über. Für die Entschädigung gilt Abschnitt 5 dieser Vereinbarung.

2.3. Sand, Lehm, Ton, Kies, Mutterboden usw. dürfen den Pachtflächen nicht entnommen werden.

2.4. Die Entnahme von Wirtschaftswasser aus Versorgungsleitungen der Verpächterin erfolgt, soweit es ihre betrieblichen Verhältnisse zulassen, nach den hierfür geltenden Bestimmungen der Verpächterin und gegen Erstattung der Kosten.

2.5. Gemeinschaftseinrichtungen (zum Beispiel Klubhäuser, Kinderspielplätze, Schwimmbecken) sind Verbandseigentum. Die Verwaltung und Nutznießung dieser Einrichtungen erfolgt durch die Betriebssparte.

3. Vergabe von Kleingärten

Der Pächter ist verpflichtet, bei der Weitervergabe an die Mitglieder des Verbandes der Kleingärtner, Siedler und Kleintierzüchter vorrangig die Interessen der Beschäftigten der Verpächterin, ihrer Rentner sowie von Witwen oder Witwern dieses Personenkreises zu berücksichtigen.

4. Unterhaltung und Sauberhaltung der Anlagen

4.1. Die Einfriedung zwischen den Kleingärten und dem angrenzenden Betriebs- und Werksgelände der Verpächterin einschließlich ihrer Unterhallung und Erneuerung erfolgt durch die Verpächterin.

4.2. Die dem Grundstückseigentümer aus den Rechtsvorschriften über die Sauberhaltung öffentlicher Straßen, Wege und Plätze obliegenden Pflichten nimmt der Pächter wahr.

5. Aufhebung des Pachtvertrages

Die Bestimmungen des § 4 Abs. 1 Buchst. b und Abs. 2 der Anordnung vom 17. Mai 1956 über den Kündigungsschutz für Pächter von Kleingärten (GBl. I, S. 457) und in Groß-Berlin die gleichnamige Anordnung vom 1. August 1956

(Verordnungsblatt I, S. 429) finden unter Berücksichtigung der 1. Durchführungsbestimmung vom 22. März 1963 zur Grundstücksverkehrsordnung (GBl. II, S. 201) entsprechende Anwendung.

6. Für im Pachtjahr zeitweilig nicht besetzte Parzellen entfällt die Verpflichtung zur Pachtzahlung in voller Höhe.

Der Pächter hat bei der Abrechnung der Verpächterin gegenüber einen schriftlichen Nachweis über die nicht besetzten Parzellen zu erbringen, der folgende Angaben enthalten muss:
Betriebssparte, Parzellen-Nr., Größe der Parzelle in m², Parzelle nicht besetzt seit .................., ausfallende Pachtsumme ................... M.

Ergänzungsbestimmungen
zum Kleingarten – Pachtvertrag

für die Parzelle Nr. ............................... , Pächter ..............................................................

die sich aus der Vereinbarung zwischen der Deutschen Reichsbahn und dem Kreisverband.............................................. der Kleingärtner, Siedler und Kleintierzüchter ergeben:

1. Sicherheit des Eisenbahnbetriebes
Zur Gewährleistung der sicheren Betriebsdurchführung der Deutschen Reichsbahn ist der Pächter verpflichtet:

1.1. Den Weisungen der Deutschen Reichsbahn nachzukommen.

1.2. Beschäftigten der Deutschen Reichsbahn aus dienstlichen Gründen jederzeit das Betreten des verpachteten Grundstückes zu gestatten.

1.3. Die für die betroffene Parzelle von der Deutschen Reichsbahn festzulegende Sichtfreiheit auf Signale sowie an beschrankten und unbeschrankten Wegübergängen nach den hierfür geltenden Bestimmungen herzustellen und zu erhalten.

Anpflanzungen und Einrichtungen, die die Sicherheit des Eisenbahnbetriebes gefährden, können von der Deutschen Reichsbahn auf Kosten des Pächters entschädigungslos entfernt werden, wenn dieser seinen Pflichten innerhalb angemessener Frist nicht nachgekommen ist. Die Fristsetzung hat schriftlich zu erfolgen.
1.4. Die besonderen Brandschutzbestimmungen im Bereich von 100 m von Gleismitte zu beachten und einzuhalten.


2. Aufbauten und sonstige bauliche Anlagen

2.1. Zusätzlich zu den Festlegungen der Kleingartenordnung des Verbandes, Abschnitt 6, ist die Zustimmung zur Errichtung von bauanzeige- bzw. baugenehmigungspflichtigen Aufbauten oder deren Veränderung (zum Beispiel Lauben, Schuppen, Kleintierställen, Bienenhäusern, Wasserleitungen, Brunnen) für die Reichsbahn-Kleingärtner über die zu​ständige Reichsbahndirektion, Abteilung Recht, Landverpachtung einzuholen.

2.2. Die Entnahme von Wirtschaftswasser aus Versorgungsleitungen der Deutschen Reichsbahn erfolgt, soweit es die betrieblichen Verhältnisse zulassen, nach den hierfür geltenden Bestimmungen der Deutschen Reichsbahn und gegen Erstattung der Kosten.

Damit steht fest, dass die Pachtverträge über Kleingartenland der Bahn-Landwirtschaft rechtmäßig auf den VKSK-Kreisverband übergeleitet wurden.

Im Rahmen ihrer Rechtsnachfolge haben die Kreisverbände der Kleingärtner mit ihrer Gründung im Jahre 1990 auch diese Pachtverträge rechtswirksam übernommen.

Gemäß § 20 a Nr.1 BKleingG trifft für diese (Zwischen-) Pachtverträge das BKleingG mit allen Rechtsfolgen zu, insbesondere auch hinsichtlich der Kündigungsgründe. Auch für Pachtverträge über nunmehr der Bahn-Landwirtschaft zugeordnete Pachtflächen gilt § 571 BGB und gelten die Kündigungsgründe der §§ 8 und 9 BKleingG; andere dürfen nach § 13 BKleingG weder angewendet noch vereinbart werden; auch wenn das einige Verantwortliche der Bahn-Landwirtschaft glauben, anders sehen zu können.
Die vor dem 3.10.1990 abgeschlossenen (Zwischen-) Pachtverträge sind also weiterhin gültig.

Außerdem hat der Kleingärtner bezüglich seines Nutzungs-/Unterpachtvertrages ebenfalls den Schutz des BKleingG. Er muss auf seinen über die Parzelle abgeschlossenen Vertrag vertrauen können und kann dies auch mit vollem Recht. Daraus ergeben sich Treuepflichten auch für den Zwischenpächter Kreisverband und für den Verein als seinen Erfüllungsgehilfen. Sie haben dafür zu sorgen, dass dem Kleingärtner der abgeschlossene Unterpachtvertrag / Nutzungsvertrag nicht gegen seinen Willen gekündigt werden kann.

Gelegentlich wird von Mitarbeitern der Bahn-Landwirtschaft auf den § 20 b BKleingG verwiesen. Dieser regelt jedoch nur Verträge über Bahnland, welches den LPG übergeben und in der Folge durch diese an den VKSK verpachtet wurde. In solch einem Fall gilt § 8 SchuldRAnpG, wonach die Bahn-Landwirtschaft in den Vertrag mit dem Kreisverband der Kleingärtner eintritt, aber nicht in die Verträge mit den Parzellennutzern.


Bezüglich der Bahn-Landwirtschaft empfiehlt sich folgende Vorgehensweise:

Verein will zur Bahn-Landwirtschaft:

1. Klärung der Zustimmung aller Vereinsmitglieder, diesen Schritt zu gehen (nachweislich mit Unterschrift, da Vertrauensschutz bezüglich des Unterpachtverhältnisses besteht) und auf das bisherige Unterpachtverhältnis zu verzichten. Das setzt jedoch Unterrichtung jedes Kleingärtners darüber voraus, was sie damit verlieren und was sie gewinnen.
2. Wollen alle Kleingärtner zur Bahn-Landwirtschaft, muss eine satzungsgemäße Kündigung der Mitgliedschaft im Kreisverband durch den Verein erfolgen.

3. Verhandlung zwischen Verein, Kreisverband und Bahn-Landwirtschaft über den Zeitpunkt der Übernahme durch die Bahn-Landwirtschaft.

4. Verhandlung des Kreisverbandes mit der Bahn-Landwirtschaft über den Zeitpunkt und über die Modalitäten der Überführung des Pachtverhältnisses.

5. Verein muss lt. Satzung Auflösung beschließen und Liquidation vornehmen, da der neue Verein die Bahn-Landwirtschaft ist. D. h., das Vereinsvermögen fällt satzungsgemäß in der Regel an den Kreisverband als Anspruchberechtigten; es kann aber auch zugunsten der Bahn-Landwirtschaft verbleiben, wenn das Finanzamt zustimmt.

6. Auflösung des Zwischenpachtvertrages und Eintritt der Bahn-Landwirtschaft in die bestehenden Unterpachtverhältnisse, bis die Bahn-Landwirtschaft mit den einzelnen Kleingärtnern neue Unterpachtverträge abschließt (schriftlich mit Bahn-Landwirtschaft vereinbaren).


Verein will nicht zur Bahn-Landwirtschaft:

1. Überprüfung des Inhaltes des Zwischenpachtvertrages mit der ehem. Reichsbahndirektion. Schutz ist durch § 20 a Nr.1 BKleingG gegeben.

2. Abklärung der Höhe des Pachtzinses; Beharren auf Verbindlichkeit des Pachtzinsgutachtens des kreislichen Gutachterausschusses über den ortsüblichen Pachtzins im erwerbsmäßigen Obst- und Gemüseanbau.

3. Beachtung der Verbindlichkeit der Baurichtlinien der Bahn, insbes. der Baurichtlinie der Bahn-Landwirtschaft von 1994; Durchsetzung dieser Ordnung und der für Bahngärten auch vor dem 3.10.1990 geltenden Sonderregelungen wird nötig werden; u.U. einvernehmliche Absprachen mit der Bahn-Landwirtschaft als dem Rechtsnachfolger des Verpächters über die Behandlung von Verstößen treffen.

4. Klären mit den Vereinen, dass Bahn-Gärten in der Regel keine Dauerkleingärten werden können, da dafür die planungsrechtlichen Voraussetzungen fehlen.


Verein tritt mehrheitlich aus dem Kreisverband aus, jedoch beharren einige Kleingärtner auf ihrem Unterpachtvertrag

Lassen sich die auf dem Vertrag beharrenden Kleingärtner nicht überzeugen, so kann der Kreisverband der Auflösung des Pachtvertrages über Bahnflächen nicht zustimmen, es sei denn, die Bahn-Landwirtschaft sichert diesen Kleingärtnern ihre bisherigen Rechte dauerhaft zu. Stimmt sie nicht zu, muss der Kreisverband:

1. dem Verein die Verwaltungsbefugnis über die Kleingartenanlage entziehen, insbes. die Befugnis, in seinem Auftrag Unterpachtverhältnisse zu begründen und zu beenden;

2. selbst die Verwaltung der Kleingartenanlage übernehmen und ggf. einen Verwalter einsetzen;

3. für die Verwaltung der Kleingartenanlage eine Verwaltungsgebühr erheben.


Strom und Wasser für die ehem. Reichsbahnflächen

Im Zuge der Aufsplittung der Verantwortungsbereiche der Deutschen Bahn und der Stilllegung von Stellwerken, Lokschuppen u.a. Einrichtungen fallen meist die Anschlussstellen für Wasser und Elektroenergie weg.
In den Fällen, wo Verträge mit den ehem. Reichsbahnsparten bestehen, müssen diese erfüllt werden, solange sie nicht gekündigt sind. Mit der Kündigung der Anschlüsse stellt die Bahn meist die Leitungen zur Verfügung, jedoch hat sich die Kleingartenanlage selbst um die Einrichtung der Übergabestelle (Schroten, Zähler usw.) zu kümmern.

Ansprechpartner für diese Fragen ist der Bewirtschafter der Anschlussstelle. Ist ein solcher nicht mehr vorhanden, kann versucht werden über:

Bahn – Landwirtschaft für den Bezirk Dresden e.V.
Wiener Straße 4
01069 Dresden

Klarheit zu erhalten.

Schwieriger werden sich die Probleme gestalten, wenn keine Verträge mit der ehem. Reichsbahn über den Bezug von Wasser und Elektroenergie aus dem Netz der Bahn existieren. Hier wird man nur verhandeln können oder man muss sich Anschlüsse aus dem öffentlichen Netz schaffen.

Dr. Rudolf Trepte
Juli 1997
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